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23jJ Anfrage 

der Abg. Mac h u n z e, R a i n e r. G I' U b hof e r und Genossen 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung, 

betreffend die Einbeziehung der in österreich leb enden Heimatvertriebenen 
in, die Kriegso)ferversorgung. 

.. ........ 
Ende November fanden in Bonn Verhandlungen zwischen einer österreiohi.,;. 

sehen und einer deutschen Delegation über,die Versorgung der in Österreich 

bzw. Westdeutschland leb end:.en , öaterrei chiachen bzw. deutsohen Staatsange-

hl:>rigen nach dem Kriegsop:t'erversorgungsgesetz statt. Diese VerhB;ndlungen 

bezogen sich auf die Gewährung von Heilbehandlung etc. ail die betreffe~ 
den Staatsangehörigen. 

Dem Vernehmen 'nach soll sioh die deutsche Delegation damals bereit .. ' i 

erklärt~ben, auch über die Regelung der, Kriegsopferversorgung der in 

österreich lebenden Vertriebenen zu verhandeln. Die österreiohisohen 

Unterhändler mußten jedooh, ein Eingehen auf solche Verhandlungen ablehnen, 

weil sie nicht mit den entsprechenden Vollmaohten ausgestattet waren. 

Die gefertigten Abgeordneten riohten dahtr an den Herrn :Sundes­

min:i.ster für soziale Verwaltung di'e 

A n t I' a g el 

1.) Welche Maßnahmen sind beabsiohtigt, um e~ne E:i.'nbe ziehung der in 

~sterreieh lebenden Vertriebenen in die Kriegsopfe;versorgung zu ermögli­

ehen, besonders jener Personen, die bereits die österreiohische Staatsbür­

gersohaft erw,orben hab en? 

2.) Welohe Maßnahmen sind getroffen worden, um mit der westdeutsohen 

~undesrepublik in Gegensei tigkeitsverhandlungen üb er eine' Regelun&, der Kriegs­

epi'ervereorgung der in Österreich lebenden Vertriebenen einzutreten? 

-.-.-.-...... 
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